
Erklärung 
Berlin, 22.11.2019 

Wider die Behinderung antifaschistischen Engagements:

Das bundesweite Bündnis „Aufstehen gegen Rassismus“ protestiert gegen den Entzug der 
Gemeinnützigkeit der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der 
Antifaschistinnen und Antifaschisten
Am 4. November 2019 hat das Finanzamt für Körperschaften I des Landes Berlin dem 
Bundesverband der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes - Bund der Antifaschistinnen und 
Antifaschisten (VVN-BdA) den Status der Gemeinnützigkeit entzogen. Das bundesweite Bündnis 
„Aufstehen gegen Rassismus“ ist erschüttert über diese Entscheidung. Die VVN-BdA ist 
Trägerverein und eine tragende Säule von „Aufstehen gegen Rassismus“. Der Entzug der 
Gemeinnützigkeit bedroht die VVN-BdA in ihrer Existenz und damit auch die finanzielle und 
organisatorische Grundlage von „Aufstehen gegen Rassismus“. Denn verbunden damit sind 
Steuernachforderungen in fünfstelliger Höhe, die noch in diesem Jahr fällig werden. Weitere 
Nachforderungen sind zu erwarten und auch zukünftig drohen wesentlich höhere steuerliche 
Belastungen sowie die in Zukunft fehlende Absetzbarkeit finanzieller Zuwendungen und Spenden 
an „Aufstehen gegen Rassismus“. 

„Aufstehen gegen Rassismus“ organisiert und mobilisiert seit seiner Gründung im Frühjahr 2016 
politische und gesellschaftliche Spektren übergreifende Proteste gegen Rassismus und 
profaschistische Kräfte, insbesondere gegen die AfD. Das Bündnis erstellt und verschickt 
bundesweit Material an Aktive und Interessierte in ganz Deutschland. Das Bündnis leistet zudem 
antirassistische Bildungsarbeit: Bundesweit wurden über 13.000 „Stammtischkämpfer*innen“ 
dazu befähigt, rechten Parolen im Alltag entgegenzutreten. „All diese Arbeit wird zu 99 % 
Prozent ehrenamtlich und von Menschen getragen, die angesichts der Ausbreitung rassistischer 
Hetze und rechten Terrors aktiv werden und die roten Linien im demokratischen Diskurs neu 
ziehen wollen: Es gilt, Nazis als solche zu benennen und sich für die Würde aller Menschen wie 
für die Demokratie einzusetzen“, sagt Uwe Hiksch, Mitglied im Bundesvorstand der 
NaturFreunde Deutschlands. 

Hiksch weiter: „Antifaschismus muss organisiert werden. Dazu bedarf es auch finanzieller Mittel, 
zum Beispiel zur Erstellung und Verschickung von Informationsmaterialien sowie zur 
Koordinierung durch einige wenige hauptamtliche Kräfte. Es ist angesichts eines 
gesellschaftlichen Klimas, das auch in diesem Jahr extrem rechte Täterinnen und Täter zu 
Gewalttaten bis hin zu Morden ermutigt hat, absolut unverständlich, dass das Berliner Finanzamt 
antifaschistischem Engagement die finanzielle Basis zu entziehen versucht und die Existenz der 
VVN-BdA und damit auch von ‚Aufstehen gegen Rassismus’ bedroht.“  

Neben bundesweiten Organisationen wie Attac, den NaturFreunden Deutschlands und dem 
Zentralrat der Muslime haben seit 2016 über 30.000 Menschen den Aufruf des Bündnisses 
unterzeichnet, darunter zahlreiche prominente Vertreterinnen und Vertreter aus Wissenschaft 
und Bewegung, aus den Parteien SPD, Bündnis 90/Die Grünen und DIE LINKE sowie aus 
Gewerkschaften wie dem DGB, der IG Metall und ver.di. 

Der permanente Arbeitsausschuss des Bündnisses, in dem neben der VVN/BdA Attac, die 
NaturFreunde Deutschlands, Jusos und Die LINKE vertreten sind, protestiert aufs Schärfste gegen 
die Entscheidung des Finanzamts für Körperschaften I des Landes Berlin – Antifaschismus und 
Antirassismus sind gemeinnützig und benötigen jede Unterstützung. 
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